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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1970 Ausgegeben am 12. Jänner 1970 4. Stück

1 9 . Bundesgesetz: Elektrizitätsförderungsgesetz 1969, EFG. 1969
20. Bundesgesetz: Änderung und Ergänzung von Vorschriften auf den Gebieten des Verkehrs-

wesens bezüglich der Eisenbahnen, der Schiffahrt, der Luftfahrt sowie des Kraft-
linienwesens und des Post- und Telegraphenwesens gemäß § 5 Abs. 3 der
Bundes- Verfassungsgesetznovelle 1962

2 1 . Verordnung: Durchführung des Bundesgesetzes über öffentliche Schutzimpfungen gegen über-
tragbare Kinderlähmung

19. Bundesgesetz vom 12. Dezember
1969 über die Förderung von Elektrizitäts-
versorgungsunternehmungen (Elektrizitäts-

förderungsgesetz 1969, EFG. 1969)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

§ 1. (1) Unternehmungen, die ausschließlich
oder überwiegend zum Zwecke der Stromabgabe
an Dritte elektrische Energie erzeugen oder leiten
(Elektrizitätsversorgungsunternehmungen) kön-
nen zu Lasten der Gewinne der in den Kalender-
jahren 1970 bis 1979 endenden Wirtschaftsjahre
steuerfreie Rücklagen nach Maßgabe der folgen-
den Bestimmungen bilden.

(2) Die Zuweisung an die steuerfreie Rücklage
darf 40 v. H. des steuerpflichtigen Gewinnes, der
sich vor Bildung der Rücklage im jeweiligen Wirt-
schaftsjahr aus dem Betrieb der Elektrizitätsver-
sorgungsunternehmung ergeben würde, nicht
übersteigen. Eine allfällige Gewerbesteuerrückstel-
lung ist von dem nach Bildung der Rücklage
(Abs. 1) verbleibenden Gewinn zu berechnen.

(3) Die Begünstigung gemäß Abs. 1 kann nur
von Steuerpflichtigen in Anspruch genommen
werden, die den Gewinn gemäß § 4 Abs. 1 oder
§ S des Einkommensteuergesetzes 1967, BGBl.
Nr. 268, ermitteln und im selben Wirtschaftsjahr
keine Investitionsrücklage im Sinne des § 6 d des
genannten Gesetzes bilden.

§ 2. (1) Die Rücklage darf nur verwendet wer-
den:

a) Für die Anschaffung oder Herstellung von
Anlagen zur Erzeugung elektrischer Ener-
gie, sofern diese Anlagen für die Elektrizi-
tätswirtschaft zweckmäßig sind. Ob eine
Anlage für die Elektrizitätswirtschaft
zweckmäßig ist, entscheidet der Bundes-
minister für Verkehr und verstaatlichte Un-
ternehmungen im Einvernehmen mit dem

Bundesminister für Finanzen. Bei Beurtei-
lung der Zweckmäßigkeit einer Anlage ist
insbesondere auf die Wirtschaftlichkeit der
Stromerzeugung, auf die Verwendung in-
ländischer Kohle sowie auf den voraussicht-
lichen Strombedarf Bedacht zu nehmen. In
Vorbereitung dieser Entscheidung hat der
Bundesminister für Verkehr und verstaat-
lichte Unternehmungen eine Stellungnahme
des nach § 7 Abs. 1 einzurichtenden Elek-
trizitätsförderungsbeirates einzuholen;

b) für die Anschaffung oder Herstellung von
Anlagen zur Leitung elektrischer Energie;

c) für den Ersterwerb von Gesellschaftsantei-
len an inländischen Elektrizitätsversor-
gungsunternehmungen, soweit diese die
Mittel zur Anschaffung oder Herstellung
von Anlagen nach lit. a oder lit. b verwen-
den;

d) zur Zeichnung von Teilschuldverschreibun-
gen, die von inländischen Elektrizitätsver-
sorgungsunternehmungen begeben werden;

e) für Baukostenzuschüsse im Sinne des Ar-
tikels II.

Die Bestimmungen nach lit. a bis e können
nebeneinander angewendet werden. Erstreckt sich
die Herstellung von Wirtschaftsgütern des An-
lagevermögens im Sinne der lit. a und b über
einen Zeitraum von mehr als zwölf Monaten,
dann kann die Rücklage auch für die auf die ein-
zelnen Jahre der Herstellung entfallenden Teil-
beträge der Herstellungskosten verwendet wer-
den.

(2) Zu den begünstigten Anlagen im Sinne des
Abs. 1 lit. a und b gehören außer den unmittel-
baren Stromerzeugungs- und Stromleitungs-
anlagen auch alle Anlagen, die nur mittelbar dem
steuerbegünstigten Zweck dienen, aber zum Be-
trieb der begünstigten Anlagen erforderlich sind.

§ 3. (1) Die gemäß § 1 gebildeten Rücklagen
sind spätestens im dritten, auf das Jahr ihrer
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Bildung folgenden, Wirtschaftsjahr zu verwenden.
Nach Ablauf dieses Zeitraumes nicht oder nicht
bestimmungsgemäß verwendete Rücklagen (Rück-
lagenteile) sind im dritten Jahr nach ihrer Bil-
dung aufzulösen und nachzuversteuern. Werden
in diesem Wirtschaftsjahr keine Teilschuldver-
schreibungen im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. d be-
geben, dann verlängert sich die dreijährige Frist
für die Auflösung und Nachversteuerung der ge-
bildeten Rücklagen (Rücklagenteile) bis zur Be-
gebung von derartigen Teilschuldverschreibun-
gen, längstens jedoch um weitere zwei Jahre.
Eine nicht bestimmungsgemäße Verwendung der
Rücklage liegt auch insoweit vor, als die gemäß
§ 2 Abs. 1 lit. d erworbenen Teilschuldverschrei-
bungen vor Ablauf von zehn Jahren nach ihrer
Erwerbung veräußert werden. Die Nachver-
steuerung hat in diesem Fall im Jahr der Ver-
äußerung der Teilschuldverschreibungen zu er-
folgen.

(2) Bestimmungsgemäß verwendete Rücklagen
(Rücklagenteile) sind auf Kapitalkonto oder auf
eine ab versteuert geltende freie Rücklage zu
übertragen.

(3) Die Begünstigungen dieses Bundesgesetzes
kommen nur solchen Rücklagen zu, die in der
Bilanz gesondert ausgewiesen und als EFG.-Rück-
lagen bezeichnet sind. Werden Rücklagen mehrere
Jahre hindurch gebildet, ist jede einzelne Rück-
lage in der Bilanz gesondert auszuweisen.

(4) Wird der Gewinn abweichend von der Er-
klärung ermittelt und stellt der Steuerpflichtige
innerhalb der Rechtsmittelfrist den Antrag, die
Rücklage gemäß § 1 dieses Bundesgesetzes auf das
nach dem ermittelten Gewinn zulässige Höchst-
ausmaß zu erhöhen, so ist einem solchen Antrag
stattzugeben. Erfolgt die abweichende Gewinn-
ermittlung nach Ablauf des Verwendungszeit-
raumes (Abs. 1), kann die Verwendung der Rück-
lage gemäß § 2 Abs. 1 bis zum Ablauf eines Jahres
nach Eintritt der Rechtskraft des Einkommen-
(Körperschaft)steuerbescheides nachgeholt werden.

§ 4. (1) Für die Kalenderjahre 1970 bis ein-
schließlich 1979 ermäßigt sich die Gewerbesteuer
nach dem Gewerbekapital für den der Stromab-
gabe an Dritte dienenden Teil des Vermögens auf
die Hälfte der gesetzlichen Beträge.

(2) Für die Kalenderjahre 1970 bis 1979 sind
bei Ermittlung des für die Gewerbesteuer nach
dem Gewerbeertrag maßgeblichen Steuermeßbe-
trages die Hinzurechnungen gemäß § 7 Z. 1 des
Gewerbesteuergesetzes 1953, BGBl. Nr. 2/1954,
in der geltenden Fassung (Dauerschuldzinsen) nur
mit ihrem halben Wert anzusetzen.

(3) Die Begünstigungen nach Abs. 1 und 2 gel-
ten nur für die im § 1 Abs. 1 genannten Unter-
nehmungen.

§ 5. (1) Unterhält eine Elektrizitätsversor-
gungsunternehmung auch Betriebe, die nicht der

Stromabgabe an Dritte dienen, so kann sie die
steuerlichen Begünstigungen nach diesem Bundes-
gesetz nur dann in Anspruch nehmen, wenn zur
Ermittlung des der Stromabgabe an Dritte die-
nenden Teiles des Unternehmens eine gesonderte
Buchführung besteht.

(2) Bei Wärmekraftwerken, die sowohl Strom
als auch Wärme abgeben, ist der auf die Strom-
abgabe entfallende Betriebsteil nach dem Ver-
hältnis des Umsatzes aus der Stromabgabe zum
gesamten Umsatz des Wärmekraftwerkes festzu-
stellen.

§ 6. Elektrizitätsversorgungsunternehmungen,
welche die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
in Anspruch nehmen, können während der Gel-
tungsdauer dieses Bundesgesetzes die gemäß § 8
Abs. 1 und 3 und § 10 des Elektrizitätsför-
derungsgesetzes 1953, BGBl. Nr. 113, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes vom 11. Juli 1963, BGBl.
Nr. 194, erworbene steuerliche Begünstigung
nicht geltend machen. Hingegen bleibt die nach
§ 8 Abs. 4 des im ersten Satz genannten Bundes-
gesetzes erworbene steuerliche Begünstigung in
jedem Fall aufrecht.

§ 7. (1) Beim Bundesministerium für Verkehr
und verstaatlichte Unternehmungen wird ein Bei-
rat eingerichtet, der die Bezeichnung Elektrizi-
tätsförderungsbeirat trägt und vor Entscheidun-
gen gemäß § 2 Abs. 1 lit. a anzuhören ist.

(2) Der Beirat besteht aus 16 Mitgliedern, die
vom Bundesminister für Verkehr und verstaat-
lichte Unternehmungen im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Finanzen jeweils auf die
Dauer von drei Jahren bestellt werden. Zu Mit-
gliedern sind Fachleute auf dem Gebiete der Elek-
trizitätswirtschaft zu bestellen, und zwar 5 Mit-
glieder aus dem Bereiche der Verbundgesellschaft
und der Sondergesellschaften, 5 Mitglieder aus
dem Bereiche der Landesgesellschaften, je 1 Mit-
glied aus dem Bereiche der städtischen und pri-
vaten Unternehmungen. Weiters sind 2 Mitglie-
der über Vorschlag des Österreichischen Arbeiter-
kammertages, und 2 Mitglieder über Vorschlag
der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft
im Einvernehmen mit der Präsidentenkonferenz
der Landwirtschaftskammern Österreichs zu be-
stellen. Zu den Sitzungen des Beirates kann der
Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte
Unternehmungen einen Vertreter entsenden.

(3) Der Beirat wählt aus seiner Mitte einen
Vorsitzenden und einen Vorsitzenden-Stellver-
treter. Dem Vorsitzenden (bei dessen Verhin-
derung dem Vorsitzenden-Stellvertreter) obliegt
es, den Beirat mindestens einmal in jedem Kalen-
derhalbjahr zu einer ordentlichen Sitzung einzu-
berufen. Er hat ohne Verzug eine Sitzung einzu-
berufen, wenn es der Bundesminister für Verkehr
und verstaatlichte Unternehmungen zur Behand-
lung einer bestimmten Angelegenheit verlangt.
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(4) Der Beirat hat sich eine Geschäftsordnung
zu geben, in welcher insbesondere die allgemeine
Abwicklung der Geschäfte, die Einberufungs-
fristen, die Beschlußerfordernisse und die Form
der Abstimmung zu regeln sind. Die Geschäfts-
ordnung ist vom Bundesminister für Verkehr und
verstaatlichte Unternehmungen im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Finanzen zu geneh-
migen. Kommt innerhalb einer Frist von sechs
Monaten nach Konstituierung des Beirates keine
genehmigte Geschäftsordnung zustande, so wird
die Geschäftsordnung des Beirates vom Bundes-
minister für Verkehr und verstaatlichte Unter-
nehmungen im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Finanzen festgelegt.

(5) Der Vorsitzende (Vorsitzende-Stellver-
treter) kann namens des Beirates über das Bun-
desministerium für Verkehr und verstaatlichte
Unternehmungen vom Bundeslastverteiler, von
den Landeslastverteilern sowie von den Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmungen alle Auskünfte
einholen, die dem Beirat zur Erfüllung der ihm
im Rahmen dieses Bundesgesetzes obliegenden
Aufgaben notwendig erscheinen.

(6) Die Mitglieder des Beirates und der Ver-
treter des Bundesministers für Verkehr und ver-
staatlichte Unternehmungen sind, sofern sie nicht
schon auf Grund anderer Bestimmungen dazu
verhalten sind, verpflichtet, über alle ihnen in
Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen
Amts-, Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse streng-
ste Verschwiegenheit zu bewahren. Sie sind, so-
weit sie nicht beamtete Vertreter sind, vom Bun-
desminister für Verkehr und verstaatlichte Unter-
nehmungen auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer
Obliegenheiten zu verpflichten. Bei nachgewiese-
ner Verletzung der Verschwiegenheitspflicht hat
der Bundesminister für Verkehr und verstaat-
lichte Unternehmungen das betreffende Mitglied
des Beirates von seiner Funktion abzuberufen.

Artikel II
(1) Wird ein nach Art. I § 2 Abs. 1 lit. a für

zweckmäßig erklärtes Kernkraftwerk errichtet
und erfolgt die Finanzierung des Kraftwerkbaues
gänzlich oder teilweise im Wege der gesellschafts-
rechtlichen Beteiligung von Elektrizitätsversor-
gungsunternehmungen, können die der Finan-
zierung des Kernkraftwerkes dienenden Beteili-
gungen auf einen Teilwert von 60 v. H. der
Anschaffungskosten abgeschrieben werden. Die
Abschreibung ist indirekt vorzunehmen und hat
gleichmäßig verteilt auf die ersten vier Jahre nach
Erwerb der Beteiligung zu erfolgen. Die Ab-
schreibung der Beteiligung ist in der Bilanz geson-
dert auszuweisen und als Wertberichtigung im
Sinne dieses Gesetzes zu bezeichnen. Voraus-
setzung ist, daß die sich beteiligenden Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmungen die Verpflich-
tung eingehen, eine ihrem im Rahmen der Be-
teiligung geleisteten Finanzierungsanteil ent-

sprechende Strommenge aus dem Kernkraftwerk
gegen Ersatz der Selbstkosten zu beziehen. Die
Selbstkosten sind in der Weise zu errechnen, daß
die Summe der buchmäßigen Aufwendungen für
die insgesamt erzeugte Strommenge einschließ-
lich der Abschreibungen für das Anlagevermögen
um die außerordentlichen Erträge, die aus der
Auflösung sämtlicher im Zusammenhang mit
Baukostenzuschüssen (Abs. 2) gebildeten Rück-
stellungen entstehen, gekürzt wird.

(2) Werden zur Finanzierung des Kernkraft-
werkes von Elektrizitätsversorgungsunterneh-
mungen nicht rückzahlbare Baukostenzuschüsse
geleistet, so können diese bei den gewährenden
Elektrizitätsversorgungsunternehmungen gemäß
§ 7 des Einkommensteuergesetzes 1967 gleich-
mäßig auf das Anschaffungsjahr und die folgen-
den neun Jahre verteilt abgeschrieben werden; die
Bestimmungen des Abs. 1 über die Strom-
abnahmeverpflichtung gelten sinngemäß.

Artikel III
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

hinsichtlich des § 2 Abs. 1 lit. a, des § 7 und des
Art. II der Bundesminister für Verkehr und ver-
staatlichte Unternehmungen im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Finanzen und hin-
sichtlich der übrigen Bestimmungen der Bundes-
minister für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Koren Weiß

20. Bundesgesetz vom 12. Dezember 1969,
mit dem Vorschriften auf den Gebieten des
Verkehrswesens bezüglich der Eisenbahnen,
der Schiffahrt, der Luftfahrt sowie des Kraft-
fahrlinienwesens und des Post- und Tele-
graphenwesens gemäß § 5 Abs. 3 der Bundes-
Verfassungsgesetznovelle 1962, geändert und

ergänzt werden
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
1. Das Eisenbahngesetz 1957, BGBl. Nr. 60, in

der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 113/
1963, wird wie folgt ergänzt:

Nach dem § 13 wird folgender § 13 a einge-
fügt:
„ E i g e n e r W i r k u n g s b e r e i c h d e r Ge-

m e i n d e
§ 13 a. Das den Gemeinden gemäß § 17 Abs. 3

und § 34 Abs. 3 zustehende Recht auf Stellung-
nahme wird von den Gemeinden im eigenen Wir-
kungsbereich wahrgenommen.".

2. Das Eisenbahnenteignungsgesetz 1954, BGBl.
Nr. 71, wird wie folgt geändert und ergänzt:

a) Der bisherige § 13 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Zu dieser Verhandlung sind das Eisenbahn-

unternehmen und die von der Bahn berührten
Gemeinden zu laden.".
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b) Nach dem § 13 Abs. 3 wird folgender Abs. 4
eingefügt:

„(4) Das den Gemeinden im Abs. 3 einge-
räumte Recht fällt in den eigenen Wirkungs-
bereich der Gemeinden.".

3. Das Binnenschiffahrtsverwaltungsgesetz,
BGBl. Nr. 550/1935, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 42/1964 und BGBl. Nr. 230/
1967, wird wie folgt ergänzt:

Dem § 16 wird nachstehender Abs. 3 ange-
fügt:

„(3) Das den Gemeinden gemäß § 2 Abs. 7
lit. c eingeräumte Recht auf Anhörung wird von
diesen im eigenen Wirkungsbereich wahrgenom-
men.".

4. Das Luftfahrtgesetz, BGBl. Nr. 253/1957,
wird wie folgt ergänzt:

Nach dem § 140 wird folgender § 140 a einge-
fügt:
„ E i g e n e r W i r k u n g s b e r e i c h der Ge-

m e i n d e
§ 140 a. Das den Gemeinden gemäß den §§ 70

Abs. 2 und 3, 82 Abs. 2, 105 Abs. 1 und 117
Abs. 2 zustehende Recht auf Stellungnahme wird
von den Gemeinden im eigenen Wirkungsbereich
wahrgenommen.".

5. Das Kraftfahrliniengesetz 1952, BGBl.
Nr. 84, wird wie folgt ergänzt:

Nach dem § 3 wird folgender § 3 a einge-
fügt:

„§ 3 a. Das Recht auf Anhörung gemäß § 5
Abs. 1 lit. c und f wird von den Gemeinden im
eigenen Wirkungsbereich wahrgenommen.".

6. Das Telegraphenwegegesetz, BGBl. Nr. 435/
1929, wird wie folgt ergänzt:

Nach dem § 18 wird folgender § 18 a einge-
fügt:
„ E i g e n e r W i r k u n g s b e r e i c h der Ge-

m e i n d e
§ 18 a. Das der Gemeinde gemäß § 7 zu-

stehende Antragsrecht wird von der Gemeinde
im Rahmen des eigenen Wirkungsbereiches wahr-
genommen.".

Artikel II
(1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes

treten mit dem 31. Dezember 1969 in Kraft.
(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes

ist, abgesehen von der Bestimmung des Abs. 3,
der Bundesminister für Verkehr und verstaat-
lichte Unternehmungen betraut.

(3) Mit der Vollziehung des Art. I Z. 4 hin-
sichtlich des § 82 Abs. 2 des Luftfahrtgesetzes,
BGBl. Nr. 253/1957, ist der Bundesminister für
Landesverteidigung betraut.

Jonas
Klaus Weiß Prader

2 1 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 18. Dezember 1969
zur Durchführung des Bundesgesetzes über
öffentliche Schutzimpfungen gegen fibertrag-

bare Kinderlähmung
Auf Grund des Bundesgesetzes vom 28. No-

vember 1960, BGBl. Nr. 244, über öffentliche
Schutzimpfungen gegen übertragbare Kinderläh-
mung wird verordnet:

§ 1. Für die öffentlichen Schutzimpfungen
gegen übertragbare Kinderlähmung darf nur ein
vom Bundesministerium für soziale Verwaltung
gemäß § 7 des Bundesgesetzes über öffentliche
Schutzimpfungen gegen übertragbare Kinderläh-
mung zugelassener Impfstoff aus lebenden, ab-
geschwächten Erregern (attenuierten Viren) ver-
wendet werden.

§ 2. (1) Die Grundimmunisierung gegen über-
tragbare Kinderlähmung hat aus drei Teil-
impfungen zu bestehen, die in Form einer oralen
Verabfolgung von Gaben des zugelassenen Impf-
stoffes vorzunehmen sind.

(2) Bei allen drei Teilimpfungen ist ein Impf-
stoff aus attenuierten Viren der Typen I, II
und III zu verwenden.

§ 3. Die Auffrischungsimpfung ist in Form
einer oralen Verabfolgung einer Gabe des zuge-
lassenen Impfstoffes vorzunehmen, die aus
attenuierten Viren der Typen I, II und III be-
steht.

§ 4. Der Impfstoff ist derart zu lagern, daß
seine Wirksamkeit gewährleistet ist.

§ 5. Außerhalb der vom Bundesministerium
für soziale Verwaltung gemäß § 3 Abs. 1 des
Bundesgesetzes über öffentliche Schutzimpfungen
gegen übertragbare Kinderlähmung festgesetzten
öffentlichen Impftermine dürfen Schutzimpfun-
gen gegen übertragbare Kinderlähmung mit
Impfstoff aus attenuierten Viren nicht vorge-
nommen werden.

§ 6. Zwischen den Teilimpfungen ist ein Zeit-
abstand von mindestens sechs Wochen einzu-
halten.

§ 7. (1) Von der Vornahme der Schutzimpfung
gegen übertragbare Kinderlähmung ist bei Impf-
lingen abzusehen, bei denen eine Gegenanzeige
(Gegenindikation) besteht.

(2) Eine Gegenanzeige liegt insbesondere vor,
wenn der Impfling an akuten Erkrankungen
oder Darmstörungen leidet oder vor weniger als
vier Wochen gegen Pocken geimpft worden ist.

§ 8. Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
tritt die Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 6. März 1961, BGBl.
Nr. 71, betreffend die Durchführung des Bun-
desgesetzes über öffentliche Schutzimpfungen
gegen übertragbare Kinderlähmung, geändert
durch die Verordnungen BGBl. Nr. 274/1963
und 170/1968, außer Wirksamkeit.

Rehor


